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Die Bayerischen Bezirke  
Wenig bekannt, aber wichtig  

 

Die Bezirkstage stellen eine dritte Ebene zwischen Landesparlament und kommuna-
len Parlamenten dar. Der Bezirk ist zuständig für Aufgaben, die nicht auf Landes-
ebene wahrgenommen werden und von der kommunalen Ebene (Landkreise, kreis-
freie Städte) nicht erledigt werden können.  

Ganz überwiegend (95% des Budgets von 500 Mio beim Bezirk Obpf.) handelt es sich 
dabei um soziale Aufgaben. Die Bezirke sind dabei v.a. für die Eingliederungshilfe 
und die überörtliche Sozialhilfe zuständig, einen geringeren Anteil haben auch Auf-
gaben z.B. im Bereich Kulturförderung, Bildung und Naturschutz. 

Die Bezirke haben keine eigenen Einnahmequellen.  

Sie werden im Wesentlichen finanziert über:  

- die Bezirksumlage (alle Landkreise und kreisfreien Städte sind anteilig an der 
Finanzierung beteiligt) 

- Zuweisung von Landesmitteln (Bay. Finanzausgleichsgesetz Art. 15) 

Die Landesmittel sollten eigentlich die Ausgaben im Sozialbereich vollständig de-
cken, da es sich größtenteils um Ansprüche von betroffenen handelt, die aus Landes- 
oder Bundesgesetzen folgen, die also finanziert werden müssen. 

Tatsächlich aber sind die Sozialhaushalte aller bayerischen Bezirke seit Jahrzehnten 
unterfinanziert; die Schere zwischen den Landesmitteln und den tatsächlichen Sozi-
alausgaben öffnet sich immer weiter.  

Der Bezirkstag hat keine eigene Gesetzgebungskompetenz. 

Der Bezirkstag und die Bezirksverwaltung sind also in ihren Entscheidungen zum 
großen Teil an Vorgaben gebunden, auf die sie selbst keinen direkten Einfluss haben.  

Trotzdem besteht ein doch auch erheblicher Gestaltungsspielraum in Bezug auf 
Weichenstellungen, Setzen von Schwerpunkten, Erproben neuer Ansätze v.a. auch 
im Sozialbereich (z.B. mehr Prävention und damit weniger „Reparaturbedarf“).  

Am 8. Oktober 2023 haben Sie die Wahl.  

Die Wahl zum Bezirkstag der Oberpfalz findet zusammen mit der Landtags-
wahl statt. 

Der Bezirkstag ist „Ihr Sozialparlament“. 
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Inklusion und Teilhabe - Potentiale sehen  
Wir GRÜNE sehen Vielfalt als Reichtum. Inklusion ist ein Gewinn für alle. Wir wün-
schen uns eine vielfältige Gesellschaft, die Arbeitswelt, Kultur, Wirtschaft und Frei-
zeit inklusiv gestaltet. Selbstbestimmung und ein solidarisches Miteinander haben 
für uns oberste Priorität.  

Manche Menschen werden jedoch - durch unterschiedliche Barrieren - ausgeschlos-
sen. 

Bürokratieabbau - Antragsverfahren, Bedarf und Leistungsanspruch 
Wir machen das Antragsverfahren für alle Beteiligten verständlich und transparent. 
Kurze Bearbeitungszeiten gewährleisten, dass Leistungsberechtigte die benötigte 
Hilfe rechtzeitig erhalten. Dafür wird ausreichend speziell geschultes Personal ein-
gesetzt. Um möglichst vielen Menschen die Nutzung eines „Persönlichen Budgets“ 
zu ermöglichen, wird auch der Bedarf an Assistenz und Beratung bei der Verwaltung 
und Organisation dieses Budgets berücksichtigt. Eine Budgetassistenz erweitert den 
Kreis der Menschen, die diese Form der Unterstützung zur Verwirklichung ihrer 
selbstbestimmten Teilhabe am gesellschaftlichen Leben nutzen können. 

Wohnen – Wie es Euch gefällt 
Jeder Mensch hat ein Recht darauf, nach eigenen Wünschen, Vorstellungen und 
Möglichkeiten zu wohnen. Um allen ein passendes Wohnangebot machen zu kön-
nen, brauchen wir barrierefreie Wohnungen und inklusive Wohnprojekte, in denen 
Menschen in verschiedenen Lebensumständen und mit unterschiedlichen Bedürf-
nissen zusammenleben können. Soweit möglich, ist für uns der Grundsatz zentral: 
individuelle Lösungen statt Unterbringung in Heimeinrichtungen („ambulant vor 
stationär“).  

Wir GRÜNE fordern die zuständigen Ebenen auf, sozialen und barrierefreien Woh-
nungsbau in den Städten, wie auch in ländlichen Gebieten zu realisieren.  

Umfangreiche ambulante Unterstützungsangebote (incl. „rund um die Uhr“-Ange-
bote) werden ausgebaut, in ländlichen Regionen ebenso wie städtischen Räumen. 
Dafür unterstützen die Bezirke ambulante Dienste vor Ort, erleichtern flexible Ange-
bote und ermöglichen Planungssicherheit durch Leistungsvereinbarungen. 

Menschen mit Hilfebedarf erhalten auf Wunsch zuverlässig und bedarfsgerecht per-
sönliche Budgets zur Organisation ihres selbstbestimmten Lebens. Zur Unterstüt-
zung wird ihnen bei Bedarf eine kontinuierliche Budgetberatung oder Budgetassis-
tenz zur Seite gestellt.  

Inklusive, gemeinschaftliche Wohnprojekte aller Art werden gefördert, die benö-
tigte individuelle Unterstützung wird auch hier zur Verfügung gestellt.  

Inklusives Wohnen hat Priorität gegenüber stationären Wohnformen, (z.B. große 
Heime oder auch Wohngruppen, die nicht im Sozialraum integriert sind). Ziel sind 
kleinere, gut in die Nachbarschaft integrierte Wohneinheiten, auch für Menschen 
mit hohem Unterstützungsbedarf. Kleine Betreuungs- und Wohneinheiten werden 
bevorzugt genehmigt. Es werden die notwendigen personellen und finanziellen Mit-
tel zur Verfügung gestellt, um den Menschen eine möglichst individuelle Lebensfüh-
rung zu ermöglichen. 
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Arbeitsleben - neu betrachtet - Potentiale erkennen, Chancen nutzen  
Die UN-Behindertenrechtskonvention verlangt den gleichberechtigten Zugang zum 
Arbeitsmarkt für Menschen mit und ohne Beeinträchtigungen. Deutschland steht 
seit Jahren in der Kritik für sein aussonderndes Bildungs- und Arbeitsmarktsystem 
und für die geringe Anzahl an inklusiven Arbeitsplätzen. Eine wichtige Vorausset-
zung für eine vielfältige, inklusive Gesellschaft ist die Möglichkeit gleichberechtig-
ter Teilhabe am Arbeitsleben für alle Menschen. 

Wir GRÜNE fordern einen inklusiven Arbeitsmarkt. Dafür fördern wir überall, auch 
im ländlichen Raum, Bündnisse von Arbeitgeber*innen die sich, auf Inklusion aus-
richten. Landesweit regen wir inklusive Jobmessen an.  

Wir stärken das Budget für Arbeit und ermöglichen so mehr Menschen mit Behinde-
rung eine Beschäftigung auf einem inklusiven Arbeitsmarkt. Wir führen eine dauer-
hafte engmaschige Begleitung durch Job-Coaching ein, um nachhaltigen Erfolg und 
eine gute Arbeitsintegration zu gewährleisten. 

Für alle muss es die Wahlmöglichkeit geben:  
- unterstützt und begleitet auf dem ersten Arbeitsmarkt arbeiten oder  
- sich in einem Beschäftigungsumfeld ohne Leistungsdruck weiterentwickeln. Auch 
Menschen mit umfangreichem Unterstützungsbedarf tragen einen wichtigen Teil 
zur Bewältigung der Aufgaben dieses Landes bei. Viele sind jedoch auch auf Arbeits-
plätze angewiesen, die sich nicht am Leistungsprinzip orientieren. Solche Arbeits-
plätze werden zum Beispiel in Werkstätten für Menschen mit Behinderung (WfbM) 
angeboten. Diese Möglichkeiten müssen erhalten und ausgebaut werden, indem wir 
die Werkstätten öffnen und noch inklusiver gestalten. 

Wir fordern vielfältigere Berufs- und Betätigungsfelder, um Über- aber auch Unter-
forderung zu vermeiden. Dies steigert die Lebensqualität und damit auch die Ge-
sundheit der Menschen. 

Für Beschäftigte in einer WfbM muss ein Übergang auf den ersten Arbeitsmarkt als 
Option festgeschrieben sein. Ein wichtiges Instrument dabei ist der „Begleitete Über-
gang von der Werkstatt auf den allgemeinen Arbeitsmarkt“ (BÜWA). 

In den Werkstätten sollen Menschen mit und ohne Unterstützungsbedarf gleichbe-
rechtigt miteinander arbeiten können, jeder nach seinen individuellen Möglichkei-
ten.  

Freizeit, Sport, politische Teilhabe - Barrieren: NEIN DANKE! 
„Der Mensch lebt nicht von Brot allein“ – für ein geglücktes Leben braucht es mehr: 
von sozialen Kontakten, Kultur und Sport, bis hin zur Teilhabe an politischen Ange-
boten und Entscheidungsprozessen. Um allen Menschen eine gleichberechtigte sozi-
ale Teilhabe zu ermöglichen, sorgen wir für ein ausreichendes Budget zur Finanzie-
rung von individuellem Unterstützungsbedarf bei Freizeitaktivitäten, sozialem oder 
kulturellem Engagement und sozialen Kontakten. Sport-, Freizeit- und Kulturvereine 
werden für ihre inklusive Arbeit aktiv geschult, gefördert und ausgezeichnet. Dafür 
beziehen wir auch Menschen mit Behinderung als Expert*innen in eigener Sache mit 
ein und arbeiten mit Inklusionsbeiräten und anderen Selbstvertretungen eng zu-
sammen. 
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Wir wollen, dass mehr Menschen mit Behinderungen in unseren kommunalen Par-
lamenten vertreten sind. Je vielfältiger diese Vertretungen besetzt sind, desto eher 
werden Entscheidungen, die dort getroffen werden, allen gerecht.  

Dafür sensibilisieren wir gezielt und bieten Schulungen an. Unser Ziel ist flächende-
ckende Barrierefreiheit in Kultur, Sport und Freizeit, soweit irgend möglich. Wir 
stellen die finanziellen Mittel zur Verfügung und machen Barrierefreiheit zum Stan-
dard. Sport- und Freizeitangebote ermöglichen es, aktiv zu sein, sich auszuprobieren, 
gemeinsam Spaß zu haben, Gemeinschaft und Zusammenhalt zu erleben. Teilhabe-
möglichkeiten für alle sind hier besonders wichtig.  

Wir fördern außerdem Firmen, die barrierefreie Angebote und Hilfsmittel entwi-
ckeln. 

Mobilität - Dabei sein ist alles 
Mobilität spielt für die volle Teilhabe eine zentrale Rolle. Daher werden Mobilitätshil-
fen pauschal, bei erhöhtem Bedarf aber auch individuell und bedarfsgerecht finan-
ziert.  

Mit uns GRÜNEN werden barrierefreie Mobilitätsangebote konsequent ausgebaut, 
besonders auch in ländlichen Regionen. Ein Stadion-, Theater- oder Clubbesuch 
muss für Menschen mit speziellen Bedarfen genauso selbstverständlich sein, wie die 
Teilnahme an öffentlichen z.B. auch politischen Veranstaltungen. 

Lebenslanges Lernen und Jugendhilfe - Fit für die Zukunft  
Gute Bildung bedeutet lebenslanges Lernen zu ermöglichen. Von der Frühförderung 
und Kindertagesstätte über Schule, Studium und Ausbildung bis hin zu Bildung in 
der Jugendarbeit und Erwachsenenbildung muss Teilhabe für alle Menschen ge-
währleistet sein. 

Gemeinschaftliches, inklusives Lernen ist für uns GRÜNE ein Grundrecht und der 
Schlüssel zur gesellschaftlichen Inklusion. Vielfalt trägt zu einer guten Bildung für 
alle bei. Dafür bauen wir Barrieren ab, fördern den gleichberechtigten, wohnortna-
hen Zugang zu allen Bildungsangeboten und schaffen ein inklusives Schulsystem, in 
dem allgemeinbildende Pädagogik und Förderpädagogik Hand in Hand gehen. In-
klusionsschulen, Außen-, Partner- und Tandemklassen, in denen Kinder mit und 
ohne Förderbedarf gemeinsam unterrichtet werden, schaffen gemeinsame Lern-
möglichkeiten mit passgenauen pädagogischen Konzepten. 

Individuelle Unterstützung wird flexibel und bedarfsgerecht zur Verfügung gestellt. 
Wir brauchen eine flächendeckende Versorgung mit Frühförderung in allen Regio-
nen sowie strukturellen und personellen Ausbau von Inklusionsplätzen in wohnort-
nahen Kitas. Damit kann ein selbstverständliches, gleichberechtigtes Miteinander in 
einer vielfältigen Gesellschaft von der Kindheit an erfahren werden. 

Wir fördern die Kooperation von inklusiven Bildungsprogrammen der Offenen Be-
hindertenarbeit (OBA) mit öffentlichen Bildungsangeboten wie z.B. den Volkshoch-
schulen. Außerdem stärken wir den Bezirksjugendring als wichtigen Multiplikator 
für Vielfalt und Teilhabe in der Jugendbildungsarbeit.  
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Im Hinblick auf die anstehende Entwicklung und Umsetzung des neuen Kinder- und 
Jugend-Stärkungsgesetzes sehen wir die Bezirke als wichtige Begleiter im Über-
gangsprozess an die zuständigen Jugendämter. Wir begrüßen den inklusiven Denk-
ansatz und tragen Sorge für eine lückenlose Weiterführung der Hilfen. 

Seelische Gesundheit 
Krisen gehören zum Leben - Seelische Gesundheit in allen Lebenspha-
sen 
Die Psychiatrie-Enquete von 1975 zeigte deutliche Defizite im Bereich der psychiatri-
schen Versorgung auf. Daraus leitete eine Expertenkommission 1988 grundsätzliche 
Empfehlungen aus - die noch immer nur zum Teil umgesetzt sind. Wir wollen diesen 
bisher so zähen Prozess konsequent vorantreiben. 

Wir GRÜNE stärken den Grundsatz „ambulant vor stationär“. 

Wir setzen uns ein für: 

- gemeindenahe, ambulante psychiatrische Versorgung (gemeindepsychiatri-
scher Verbund) mit Beratung, Begleitung, Behandlung und tagesstrukturie-
renden Angeboten  

- Auf- und Ausbau ambulanter psychiatrischer Pflege und Behandlung (mit der 
Möglichkeit der ‘stationsäquivalenten‘ Behandlung im eigenen Wohnumfeld 
(Hometreatment), wenn eine stat. Behandlung nicht zwingend ist  

- weiteren Ausbau dezentraler Angebote um das Stadt-Land-Gefälle in Qualität 
und Erreichbarkeit psychiatrischer Versorgung zu reduzieren. Gemeinsam 
mit der Bundes- und Landesebene werden wir an der Verbesserung der Ver-
sorgung (z.B. auch im Bereich Psychotherapie) arbeiten. 

- Krisendienste in den Bezirken sind mittlerweile gut etabliert - rund um die 
Uhr an 365 Tagen im Jahr. Ein entsprechendes Angebot für Kinder und Ju-
gendliche (und deren Angehörige) fehlt, könnte in die bestehende Struktur 
aber nahtlos integriert werden. Kinder und Jugendliche haben im Rahmen der 
Pandemie erhebliche psychische Belastungen tragen müssen. Ein jederzeit er-
reichbares und niederschwelliges Hilfsangebot ist wichtiger denn je 

- Ausbau des Beratungsnetzes für suchtkranke Menschen. Freiwilligkeit, Res-
pekt, Anonymität und niederschwelliger Zugang sind dabei selbstverständ-
lich. Je nach örtlichem Bedarf soll mit betreuten Drogenkonsumräumen das 
Gesundheitsrisiko der Konsumenten reduziert werden. 

- Hilfe zur Selbsthilfe. Wir wollen das Wissen und die Erfahrung von psychisch 
kranken Menschen und ihren Angehörigen in die Hilfsangebote einbeziehen, 
u.a. durch Beschäftigung von Genesungsbegleiter*innen (Ex-In) in allen Berei-
chen psychiatrischer Versorgung. Für uns ist die Beteiligung psychiatrieerfah-
rener Menschen im Sinne von Empowerment und Teilhabe selbstverständ-
lich. Dazu gehören auch trialogische Formate (Profis, Angehörige, Psychiatrie-
erfahrene) und eine ausreichende Finanzierung der Landesverbände der Psy-
chiatrieerfahrenen.  

- Ausbau der unabhängigen psychiatrischen Beschwerdestellen (UpB) 
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- Verbesserung der Finanzierung der Psychiatrischen Kliniken, gemeinsam mit 
Bund und Land. Die psychiatrischen Kliniken sind bayernweit überlastet und 
unterfinanziert. Dort werden vor allem schwer und akut kranke Menschen, 
Menschen in schweren Lebenskrisen, mit komplexen Erkrankungen und 
Menschen mit langwierigen Krankheitsverläufen behandelt.  

Wir GRÜNE setzen uns ein für eine bedarfsgerechte Finanzierung und die Beseiti-
gung von finanziellen Fehlanreizen. 

- Prävention im Sozialraum als wichtigen Faktor zum Erhalt der seelischen Ge-
sundheit z.B. in der Arbeitswelt. 

- Entsprechend fördern wir an den Schulen spezielle Angebote und Projekte 
um Lehrkräfte ebenso wie Schüler*innen zu sensibilisieren und Handlungs-
möglichkeiten aufzuzeigen (z.B. das Schulprojekt „Verrückt – na und?“). 

- Die allgemeine Gesundheitsvorsorge von Familien und Senior*innen wollen 
wir stärken durch gemeindenahe Gesundheitsversorgung (z.B. Community 
health nursing d.h. med./soziale Fachkraft vor Ort als Ansprechpartner für alle 
gesundheitlichen Bereiche). In Modellregionen soll dies erprobt und wissen-
schaftlich begleitet werden. Dabei liegt der Fokus auf dem ländlichen Raum. 

Gute Pflege in den Bezirken  
Pflegerische Versorgung in der Oberpfalz sichern - auch in Krisenzeiten 
Pflege ist ein Gesetzgebungsthema der Bunderegierung, das Land Bayern ist mit 
Ausführungsverordnungen direkt beteiligt. Der Bezirk ist im Rahmen der Aufgaben 
als übergeordneter Sozialhilfeträger für Menschen in der Grundsicherung zustän-
dig. Als Arbeitgeber von Pflegepersonen ist der Bezirk ebenfalls in der Verantwor-
tung. 

Wir GRÜNE im Bezirkstag der Oberpfalz werden gemeinsam mit Verantwortlichen in 
Bund, Land und Regierung der Oberpfalz intensive Gespräche darüberführen, wie 
wir dem deutlich sinkenden Angebot an Pflegefachpersonen und Pflegefachhel-
fer*innen bei gleichzeitig – demographiebedingt - stark steigendem Pflegebedarf be-
gegnen können.  

Wir wissen, dass ein Paradigmenwechsel in der pflegerischen Versorgung eingeläu-
tet werden muss. Ein „weiter so“ erweist sich als bereits gescheitert. Migration kann 
sicher nur einen kleinen Teil des Bedarfs decken – es leiden ja alle Branchen unter 
Fachkräftemangel. Wir müssen umfassend diskutieren, wie Pflege zukünftig gestal-
tet werden kann, wenn 2030 die letzte Babyboomer*in in Rente geht. In diese Debatte 
werden wir uns mit aller Kraft einbringen. 

Pflegerische Versorgung ist ein gesamtgesellschaftliches Thema, es kann nur ge-
meinsam mit allen gesellschaftlichen und politischen Gruppen, den Pflegenden, den 
Leistungsanbietern und den Bürger*innen gemeinsam gestaltet werden. 
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Bildung und Kultur 
Kultur gehört zur Daseinsvorsorge 
Kultur ist kein Luxus, sondern ein wichtiger Faktor für die Lebensqualität einer Re-
gion. Qualitätsunterschiede der kulturellen Infrastruktur zwischen städtischem und 
ländlichen Raum müssen abgebaut werden. 

Für uns GRÜNE ist ein inklusiver und offener Kulturbegriff zentral, gerade auch für 
die Kulturpolitik der Bezirke. Deren Arbeit beinhaltet neben der Pflege von traditio-
neller lokaler Kultur und lokalem Brauchtum auch Pflege von Brauchtum anderer 
Bevölkerungsgruppen (z.B. Jüdinnen*Juden, Sinti*zze und Rom*nja, von Migrant*in-
nen und Geflüchteten). Das Thema Diversität (eben auch in Bezug auf die Herkunft) 
ist auch hier zentral. 

Kulturförderung: 
In den vergangenen Jahren ist die Kulturförderung der Bezirke deutlich vielfältiger 
geworden. Auch dank des Einsatzes von uns GRÜNEN gibt es inzwischen in allen sie-
ben Bezirken hauptamtliche Beauftragte für Popkultur/ Popularmusik und Förder-
richtlinien für zeitgenössische Kulturformen.  

Auch neue Kulturformen, etwa im digitalen Bereich, beziehen wir GRÜNE ein. Kultur 
in der Oberpfalz reicht von traditioneller Blasmusik bis Punkrock, von Autorenle-
sung bis Gaming. 

Wir fördern ökologische und ressourcenschonende Ansätze in Kunst und Kultur. 
Geförderte Veranstaltungen zahlen faire Gagen für Künstler*innen. 

Denkmalpflege 
Erhalt und Schutz von Denkmälern gehört zu den Aufgaben der Bezirke. Wir fördern 
dabei besonders solche Projekte, die ein Baudenkmal mit gesellschaftlichem Mehr-
wert betreffen (z.B. für spätere Nutzung als Dorfzentrum, Wirtshaus, Dorfladen…) 
Gesellschaftliche/öffentliche Nutzungsformen werden bei der Vergabe der Denkmal-
preise der Bezirke bevorzugt berücksichtigt. 

Erinnerungskultur 
Als Nachfolgeeinrichtungen der ehemaligen Heil- und Pflegeanstalten tragen die 
psychiatrischen Kliniken und damit die Bezirke als deren Träger eine besondere Ver-
antwortung der Erinnerung an die Ermordung von Kranken und Behinderten in der 
NS-Zeit. Bald gibt es keine Zeitzeugen mehr. Vor diesem Hintergrund steigt die Not-
wendigkeit, die Erinnerungsarbeit zu institutionalisieren und die Forschung zu in-
tensivieren. Noch lebenden Angehörigen, deren Nachkommen aber auch Forschen-
den wollen wir den Zugang zu Informationsquellen erleichtern, z. B. durch die digi-
tale Aufbereitung der Aufnahmebücher der damaligen Heil- und Pflegeanstalten.  

Wir unterstützen und fördern regionale Projekte, die vor Ort recherchieren und die 
Rolle von Institutionen und auch einzelnen Mitverantwortlichen untersuchen. 
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Kulturelle Bildung 
Eine freie Gesellschaft braucht Orte der Begegnung und des Diskurses. Kultur berei-
chert das Leben jedes Einzelnen. 

Wir schaffen die Voraussetzungen, dass alle Menschen am kulturellen Leben teilha-
ben können, damit die Vielfalt unserer Gesellschaft überall zum Tragen kommt. 
Kunst und Kultur selbst zu schaffen ist für die Persönlichkeitsentwicklung unserer 
Kinder und Jugendlichen wichtig. Wir fördern z.B. Projekte, die Kinder und Jugendli-
che ermutigen selbst Musik zu machen. Ebenso unterstützen wir Angebote für Men-
schen, die in fortgeschrittenem Alter (wieder) aktiv an der Kulturproduktion teilha-
ben wollen. 

Jugendarbeit und Jugendpolitik 
In unserer Zeit stellen sich vielfältige und zum größten Teil noch ungelöste Prob-
leme, die auf die jetzt jungen Menschen zukommen werden.  

Jugendarbeit bietet einen geschützten Raum, in dem Kinder und Jugendliche selbst-
organisiert, selbstbestimmt und selbstwirksam Beteiligungsmöglichkeiten einüben 
können.  

Damit sie den Herausforderungen gewachsen ist statten wir die Jugendarbeit ange-
messen aus, Eine verlässliche Grundförderung hat Vorrang vor Projektförderungen. 
Jugendringe müssen als legitime Vertretung von Kindern und Jugendlichen bei dem 
Beteiligungsprozess zur geplanten Reform des SGB VIII (inklusive Kinder- und Ju-
gendhilfe) einbezogen werden.  Dazu erhalten die Bezirksjugendringe ausreichende 
Mittel. 
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Ökologie und Nachhaltigkeit 
Klimaschutz und Klimaschutzmanagement 
Dem Staat und den kommunalen Gebietskörperschaften (Gemeinden, kreisfreie 
Städte, Landkreise, Bezirke) kommt nach Art. 3 des bayerischen Klimaschutzgesetzes 
die Vorbildfunktion zu, bis 2030 eine klimaneutrale Verwaltung der Behörden und 
Einrichtungen zu erreichen.  

Den Bezirken obliegt es, konkrete Maßnahmen zu ergreifen, um das Staatsziel der 
Klimaneutralität zu erreichen. Dafür bauen wir GRÜNE das Klimaschutzmanage-
ment kontinuierlich aus. 

Kliniken 
Besonderes Augenmerk legen wir auf die Energiebilanz der bezirkseigenen Kliniken. 
Das Klimaschutzkonzept der Medizinischen Einrichtungen des Bezirks Oberpfalz 
(medbo) kann als positives Beispiel dienen.  Um allen Aspekten des Umweltschutzes 
und des Klimaschutzes gerecht zu werden, optimieren wir GRÜNE sowohl Bestands-
gebäude und Neubauten, sowie betriebliche Abläufe. Ressourcen werden schonend 
eingesetzt.  

Bei der Planung von Gebäuden berücksichtigen wir die Ökobilanz, die Recyclingfä-
higkeit der Baumaterialien und den Einsatz von schadstofffreien Baustoffen. 

Energieeffizienz und Erneuerbare Energien 
Sowohl aus Gründen des Klimaschutzes als auch zur Minimierung der geopoliti-
schen Abhängigkeiten minimieren wir den Energieverbrauch unserer Einrichtun-
gen und bringen sowohl bei Renovierungen und bei Neuanlagen zur Energiebereit-
stellung nur noch erneuerbare Energieträger zum Einsatz. Bestandsanlagen, die 
noch mit fossilen Energien betrieben werden, tauschen wir schnellstmöglich gegen 
regenerative Anlagen aus. 

Auf Grundlage der Novellierung des Bayerischen Klimaschutzgesetzes ist es künftig 
den Bezirken möglich, über den eigenen Bedarf hinaus Anlagen zur Stromerzeugung 
zu betreiben. Sowohl als Beitrag zur Klimaneutralität als auch zur Vermeidung einer 
Energiekrise werden wir geeignete Flächen – zum Beispiel auf Dächern, Parkplätzen 
und auf geeigneten landwirtschaftlichen Flächen (AgriPV) - für die Nutzung zur 
Stromerzeugung mit Photovoltaikanlagen erschließen und an geeigneten Standor-
ten Windkraftanlagen errichten. 

Förderung von Einrichtungen 
Die Bezirke delegieren einen erheblichen Anteil ihrer Aufgaben an zahlreiche Ein-
richtungsträger. 

Auch die Einrichtungen sollen ökologische Standards verwirklichen und Klimaneut-
ralität erreichen. Wir GRÜNE fördern deshalb Klimaschutz in Einrichtungen je nach 
rechtlichen Möglichkeiten direkt, oder decken den Aufwand über die Kostensätze. 
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Mobilität 
Um den Ressourcenverbrauch z.B. auch bei betrieblichen Fahrten zu minimieren, 
bauen wir die Nutzung des Öffentlichen Nahverkehrs aus. Die Bezirke können An-
reize für die Beschäftigten schaffen, ein Deutschlandticket für den öffentlichen Nah-
verkehr zu erwerben.  

Für Fuhrparks werden künftig ausschließlich emissionsfreie Fahrzeuge beschafft. 

Ökologische Landwirtschaft und landwirtschaftliche Bildung 
Das Wesensmerkmal des ökologischen Landbaus ist die nachhaltige Bewirtschaf-
tung der Flächen.  Soweit der Bezirk eigene Landwirtschaft betreibt (z.B. beim Frei-
landmuseum), setzen wir uns für den Schutz gesunder Böden und gesunden Wassers 
ein. Auf den Einsatz chemisch-synthetischer Mineraldünger und Pflanzenschutzmit-
tel wird verzichtet. 

Biodiversität und Artenschutz fördern wir durch biologischen vorbeugenden Pflan-
zenschutz. Die landwirtschaftlichen Bildungseinrichtungen des Bezirks stellen Mög-
lichkeiten der ökologischen Landwirtschaft und ihre Weiterentwicklung in den Vor-
dergrund. 

Fischerei und Fischwirtschaft 
Die Fischereifachberatungen der Bezirke leisten bei Fischzucht und Gewässerschutz 
eine wertvolle Arbeit, die wir weiter ausbauen. 

Wir unterstützen zum Beispiel die naturverträgliche Umgestaltung von bestehenden 
Wasserkraftanlagen, die der Bezirk betreibt. Im Rahmen der Teichwirtschaft fördern 
wir Modellanlagen zur Energiegewinnung mittels Photovoltaik-Floatinganlagen 
(schwimmende PV-Anlagen) und PV-Überdachungen. 

Die Fachberatungen sollen bei Fragen des Gewässerschutzes nicht nur als „Träger 
öffentlicher Belange“ sondern auch als Sachverständige auftreten können. 
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Europa und Internationales  
Partnerschaften – das Salz in der Suppe 
Der lebendige Austausch mit unseren europäischen Nachbarn, die Pflege von 
Freundschaften über Landes- und Kontinentalgrenzen hinaus, bereichert unser Le-
ben, sichert den Wissensaustausch, den interkulturellen Diskurs und damit das Ver-
ständnis füreinander. 

Die Oberpfalz unterhält z.B. intensive grenzüberschreitende Beziehungen zu Tsche-
chien. 

Das Institut „Bavaria Bohemia“, das vor Jahren in Cham initiiert wurde, ist beispielge-
bend für die Bedeutung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit im kulturellen 
Bereich. Auch im Bereich Wirtschaft fördern Bezirk und Regierung der Oberpfalz 
grenzübergreifende Projekte.  

Wir GRÜNE wollen die Bemühungen auch in den Bereichen „Soziales“ und „Pflege“ 
intensivieren.  

Beide Regionen - Bayern und Tschechien - könnten mit gemeinsamen Projekten ge-
winnen. 
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Finanzen und Strukturen - „Ohne Moos nix los“ 
Die Bayerischen Bezirke brauchen dringend eine Finanzreform, um ihre Aufgaben 
angemessen erfüllen zu können. 

Wir fordern eine grundlegende Aufstockung der Landesmittel (nach dem Finanz-
ausgleichsgesetz) und eine jährliche Anpassung, die sich an der Entwicklung der So-
zialausgaben orientiert. 

Strukturreform 

Wir GRÜNE unterstützen eine grundlegende Strukturreform der Bezirke. Land und 
Bund verabschieden Gesetze, die die Bezirke umsetzen und finanzieren müssen. Wir 
beobachten, dass eine ausreichende Finanzierung zunehmend weniger gewährleistet 
ist. Die Bezirke müssen in Vorleistung gehen und bleiben oft sogar auf den Kosten sit-
zen.  

Es muss das Prinzip der Konnexität gelten: Die Instanz, die eine Aufgabe festlegt, ist 
auch für die Finanzierung zuständig: Wer bestellt, bezahlt! 

Digitalisierung 

Wir GRÜNE unterstützen die Weiterführung der Digitalisierung in den Sozialverwal-
tungen der Bezirke. Dies soll dafür sorgen, dass der Kontakt zum Bezirk oder eine An-
tragstellung für viele Menschen einfacher möglich ist. Dabei muss berücksichtigt 
werden, dass digitale Verwaltungsdienstleistungen nicht für alle Menschen gleich gut 
funktionieren, analoge Möglichkeiten müssen entsprechend weiter vorgehalten und 
organisiert werden. 

Transparenz 

Die Themen sind wichtig. Wir GRÜNE schaffen mehr Transparenz in der Arbeit der 
Bezirke,  

Wir stellen transparente und vor allem auch auffindbare Informationen über die In-
halte der öffentlichen Sitzungen bereit. Audio-Mitschnitte machen Interessierten die 
Bezirksarbeit zugänglich und bauen Barrieren ab. 
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